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Dortmund, 14. Januar 2023 
 
 
Bauleitplanung der Ortsgemeinde Gönnersdorf 
Bebauungsplan „In der Aue“ gem. § 13b BauGB 
hier: Beteiligung der Behörden sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 (1) BauGB 
1. 110-/380-kV-Höchstspannungsfreileitung Weißenthurm – 

Sechtem, Bl. 4197 (Maste 46 bis 47) 
2. 380-kV-Höchstspannungsfreileitung Brauweiler – Koblenz, 

Bl. 4511 (Maste 216 bis 217) 
3. 380-kV-Höchstspannungsgleichstromverbindung Osterath – 

Philippsburg („Ultranet“) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Geltungsbereich der o. g. Bauleitplanung, wie in der Festsetzungs-
karte im Maßstab 1 : 750 vom 04.12.2022 dargestellt, liegt in einem Ab-
stand von ca. 130 m westlich zur im Betreff unter 1. genannten Höchst-
spannungsfreileitung und somit außerhalb der Schutzstreifen von 
Amprion. 
 
Die Leitungsführungen mit Leitungsmittellinien, Maststandorten und 
Schutzstreifengrenzen können Sie unserem beigefügten Lageplan im 
Maßstab 1 : 2000 entnehmen. Wir weisen jedoch darauf hin, dass sich 
die tatsächliche Lage der Leitungen ausschließlich aus der Örtlichkeit 
ergibt. 
 
Darüber hinaus weisen wir darauf hin, dass die Amprion GmbH und die 
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TransnetBW GmbH den Betrieb der im Betreff unter 3. genannten 
Höchstspannungsgleichstromverbindung Osterath – Philippsburg („Ultra-
net“) planen. 
 
Zweck des Vorhabens Nr. 2 der Anlage zum Bundesbedarfsplangesetz 
(BBPlG) ist eine Erhöhung der großräumigen Übertragungskapazität von 
Nordrhein-Westfalen in den Nordwesten Baden-Württembergs. Es ist 
geplant, das Vorhaben unter Nutzung der bestehenden Freileitung durch 
die Umnutzung eines bestehenden 380-kV-Drehstromkreises zukünftig 
als 380-kV-Gleichstromkreis zu realisieren. An der Bestandsleitung sind 
dafür Anpassungen wie Isolatoren- und Leiterseiltausch notwendig. Ein 
Leitungsneubau ist in diesem Bereich nicht vorgesehen.  
 
Mit Schreiben vom 01.12.2022 an das Planungsbüro Fassbender Weber 
Ingenieure hat Amprion eine erste Stellungnahme zur Aufstellung des 
Bebauungsplans abgegeben, in der wir auf die Aspekte von Wohnbe-
bauung in der Nähe von Höchstspannungsfreileitungen hingewiesen ha-
ben. 
 
Da die Fläche des Geltungsbereiches gegenüber dem ersten Untersu-
chungsraum deutlich reduziert ist, wurden wesentliche Punkte unserer 
Stellungnahme bereits berücksichtigt. Ordnungshalber bringen wir hier 
noch einmal den Sachverhalt vor. 
  
Zunächst ist auf die folgenden grundsätzlichen Aspekte, welche bei 
der Planung zu beachten sind, hinzuweisen: 
 
Das Netz der Amprion dient der Versorgung der Allgemeinheit mit Elekt-
rizität und hat das Ziel der Versorgungssicherheit sowie die weiteren 
Ziele des § 11 Abs. 1 EnWG zu wahren. 
 
Unsere Erfahrungen im aktuellen Netzausbau haben gezeigt, dass eine 
Wohnbebauung im direkten Nahbereich von Hoch- und Höchstspan-
nungsfreileitungen ein vermeidbares kommunikatives Konfliktpotential 
darstellt. Vor diesem Hintergrund möchten wir anregen, die geplante 
Ausweisung eines Wohngebietes im direkten Umfeld unserer Höchst-
spannungsfreileitung noch einmal auf Modifizierungsmöglichkeiten hin 
zu überprüfen.  
 
Wir bitten in diesem Zusammenhang insbesondere um eine Einbezie-
hung des Gedankens von § 50 BImSchG, planerisch-steuernde Vor-
sorge zur Vermeidung neuer Konfliktpotentiale zu treffen.  
 
Gerade mit Blick auf die vorliegende Planung kommt dem immissions-
schutzrechtlichen Trennungsgebot ein besonderes Gewicht zu. Denn 
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dort würden bereits vorhandene wirtschaftliche Nutzungen und neu ent-
stehende Wohnbebauung auf bislang nicht entsprechend genutzten Flä-
chen aufeinandertreffen. 
 
Es ist festzuhalten, dass das betroffene Plangebiet durch die bestehen-
den Höchstspannungsfreileitungen weiterhin gewerblich geprägt sein 
wird. Die Ausweisung eines Wohngebietes im Bereich der durch die 
Freileitungen gewerblich geprägten Flächen verkennt die weiterhin be-
stehende Gemengelage. Gemäß § 4 Abs. 1 BauNVO dienen allge-
meine Wohngebiete vorwiegend dem Wohnen. Der Zweck eines Misch-
gebietes besteht gemäß § 6 Abs. 1 BauNVO im Wohnen und der Unter-
bringung von Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht wesentlich stö-
ren. 
 
Der in diesen Zweckbestimmungen verkörperte Grundsatz der Konflikt-
bewältigung ist ein das Bauplanungsrecht leitender Grundsatz, welcher 
im Rahmen der gebotenen Abwägung (vgl. beispielhaft § 1 Abs. 7 
BauGB) zu berücksichtigen ist. Die bestehende Vorprägung muss im 
Rahmen der Konfliktbewältigung hinreichend beachtet werden und 
strahlt auch auf die Festsetzung des Gebietscharakters gemäß § 8 Abs. 
1, § 9 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 2, 3 BauNVO aus.  
 
Das Gebot der Konfliktbewältigung innerhalb des zugrundeliegenden 
Bauleitplanverfahrens verlangt, dass jeder Bauleitplan grundsätzlich die 
von ihm selbst geschaffenen oder ihm sonst zurechenbaren Konflikte zu 
lösen hat, indem die von der Planung berührten Belange zu einem ge-
rechten Ausgleich gebracht werden. Die Planung darf nicht dazu führen, 
dass Konflikte, die durch sie hervorgerufen werden, zu Lasten Betroffe-
ner letztlich ungelöst bleiben (vgl. BVerwG, Beschluss vom 14.07.1994 
– 4 NB 25.94, Buchholz 406.11 § 1 BauGB Nr. 75 S. 11 m. w. N.). Je in-
tensiver der Widerspruch zwischen plangemäßer Nutzung und Umge-
bungsnutzung ist, desto höhere Anforderungen sind an die Konfliktbe-
wältigung im Rahmen der Bauleitplanung und damit an den Detaillie-
rungsgrad der jeweiligen Festsetzungen zu stellen (vgl. BVerwG, Urteil 
vom 11.03.1988). 
 
Diese generellen Anmerkungen führen zu den folgenden konkret zu 
beachtenden Vorgaben:  
 
Bei der gebotenen Konfliktbewältigung gehen von der Freileitung, je 
nach dem Abstand zwischen Leitung und Wohnnutzung, unterschiedlich 
intensive Konflikte der widerstrebenden Nutzungen aus. Aus diesem 
Grund ist es geboten im Rahmen der planerischen Abwägung nach § 1 
Abs. 7 BauGB zwischen den folgenden Zonen zu unterscheiden:  
 

https://www.rechtslupe.de/stichworte/gebot
https://www.rechtslupe.de/stichworte/widerspruch
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Übersicht / Zusammenfassung der Zonen 
 
Zone I (Trassenachse – 40 m): 
Im Bereich des Schutzstreifens ist die Hauptnutzung die zur Energiever-
sorgung, dies ist vergleichbar mit einem Industrie- oder Gewerbegebiet. 
Die Ausweisung von Wohnnutzung im Schutzstreifen widerspricht also 
dem Gedanken der §§ 8 Abs. 2, 9 Abs. 2 BauNVO. In diesem Bereich 
hat die Energieversorgung Vorrang. 
- Hier muss die Versorgungssicherheit Vorrang vor anderen 
 Nutzungsarten haben. 
 
Zone II (40 m – 200 m): 
In diesem Zwischenbereich ist gegenseitige Rücksichtnahme unter-
schiedlicher Nutzungen zu berücksichtigen, vergleichbar mit einer 
Wohnnutzung und einem Gewerbebetrieb innerhalb eines Mischgebie-
tes. 
- Hier kann durch ausgewogene Planung das Konfliktpotential ent-

scheidend reduziert und zur allgemeinen Wohnqualität beigetra-
gen werden.  

 
 
Zone III (ab 200 m): 
Ab diesem Bereich ist der vorrangingen Nutzung des Wohnens Rech-
nung zu tragen. Vergleichbar mit einer reinen Wohnnutzung. 
- Hier kann Wohn- oder Freizeitraum ohne besonderes Konfliktpo-

tential geplant werden. 
 
Detaillierte Erläuterungen zu den einzelnen Zonen: 
 
Die Zone I betrifft die Schutzstreifen der bestehenden Freileitungen. 
Diese Zone sollte von jeglicher baulichen und sonstigen Nutzung (etwa 
Spielplätze u. Ä.) freigehalten werden. Diese Freihaltung sollte durch 
entsprechende Festsetzungen hinreichend abgesichert werden. 
 
Die Zone II betrifft den unmittelbaren Nahbereich zum Schutzstreifen, 
mit einem Abstand von bis zu 200 m zur Trassenachse. Hier können 
Geräuschimmissionen bei ungünstigen Witterungsverhältnissen wie 
insb. Regen und Mitwind noch als störend wahrgenommen werden. 
 
Daher wird aus unserer Sicht in diesem Bereich dem in § 15 Abs. 1 
BauNVO verankerten Rücksichtnahmegebot sowie dem Gebot der Kon-
fliktbewältigung hinreichend Rechnung getragen, wenn bauliche Aufla-
gen in den textlichen Festsetzungen getroffen werden, um die Ausrich-
tung schutzwürdiger Räume, insbesondere Schlafräume in Richtung der 
Höchstspannungsfreileitung zu vermeiden. 
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Dies betrifft insbesondere die erste Reihe der Gebäude und die Fassa-
denseiten, die gar nicht oder nur geringfügig von bestehender Bebauung 
abgeschirmt werden. Hier ist es auch denkbar im Rahmen der Plan-
zeichnung im Bebauungsplan (analog wie es bei Verkehrslärm üblicher-
weise gemacht wird) Bebauungslinien zu definieren, welche von öffen-
baren Fenstern von schützenswerten Aufenthaltsräumen frei bleiben sol-
len. 
 
Die Zone III betrifft den Bereich, mit einem Abstand ab 200m zur Lei-
tungsmittelachse. Hier ist aus unserer Sicht die Ausweisung von Wohn- 
und Freizeitflächen grundsätzlich möglich. Dennoch sei erneut auf den 
Trennungsgrundsatz des § 50 Abs. 1 BImSchG hingewiesen. 
 
Gemäß der Zonenaufteilung befindet sich der räumliche Geltungsbe-
reich der vorgenannten Bauleitplanung innerhalb von Zone II. 
 
Bei Beachtung unserer Hinweise zu der Zonenunterteilung wird der ge-
botenen Konfliktbewältigung aus unserer Sicht grundsätzlich in hinrei-
chendem Maße Rechnung getragen werden. Wir bitten Sie, uns im Rah-
men weiterer Verfahrensschritte ebenfalls zu beteiligen. 
 
Sie erhalten dieses Antwortschreiben auch namens und im Auftrag der 
Westnetz GmbH als Eigentümerin und Betreiberin, der die betroffene 
Leitungsanlage teilweise zur Mitbenutzung überlassen wurde. Die tech-
nische Abstimmung haben wir vorgenommen. 
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Amprion GmbH 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage: 
Lageplan 1 : 2000 
 
Verteiler: 
Bl. 4197 
Bl. 4511 
(z. Schr. v. 01.12.2022) 
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